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 23. Chemisches Kolloquium: Qualitativ-
gewässerkundliche Aspekte der WSV-Arbeit 
Wasserstraßen sind unverzichtbare Bestandteile des deutschen und transeuropäischen Ver-
kehrsnetzes. Sie sind leistungsfähig zu erhalten und zu gestalten. Wasserstraßen bilden zu-
gleich einen unverzichtbaren Lebens- und Erholungsraum. So verbinden sich z. B. mit dem 
Bundesprogramm „Blaues Band“ neue Erwartungen auch an die Wasserstraßen. Nicht alle 
Wasserstraßen insbesondere im Binnenbereich sind für den Güterverkehr gleichermaßen be-
deutsam. Das Netz der Bundeswasserstraßen umfasst insgesamt ca. 7.350 km Flüsse und 
Kanäle sowie 23.000 km2 Seewasserstraßen. Binnen- und Seewasserstraßen bilden damit 
einen großen Teil der Wassergebiete, in denen in Deutschland über 6 Millionen Menschen 
regelmäßig Wassersport treiben oder baden. Unterschiedliche Anforderungen, Erwartungen 
und Möglichkeiten haben bereits heute Auswirkungen auf das Unterhaltungsregime der Was-
serstraßen. Diese Diversifizierung wird sich zukünftig verstärken.  
Dem in der europäischen Umweltpolitik verankerten Integrationsprinzip folgend sind Um-
weltbelange in die Unterhaltung der Wasserstraßen fest integriert. Nutzung der Gewässer und 
Nutzungsänderungen wirken sich auch auf die Gewässerqualität aus. Vor dem Hintergrund 
sich entwickelnder wasser-, naturschutz-, abfall- und bodenschutzrechtlicher Rahmenbedin-
gungen auf europäischer und nationaler Ebene, zur Berücksichtigung der Anforderungen, die 
sich aus den Handlungszielen in den Flussgebieten ergeben sowie infolge des Fortschritts in 
Wissenschaft und Technik ist das Verwaltungshandeln der Wasser- und Schifffahrtsverwal-
tung (WSV) deshalb auch unter dem Aspekt der Gewässerqualität einer laufenden Prüfung 
und Anpassung zu unterziehen. Die WSV wird dazu von der Bundesanstalt für Gewässer-
kunde (BfG) beraten. Ziel dieser Veranstaltung war es, Einblicke in aktuelle Trends und in 
einschlägige Untersuchungsergebnisse, Studien, Forschungs- und Entwicklungsarbeiten der 
BfG und ihrer Partner herzustellen, die unmittelbaren Bezug zur Arbeit der WSV heute und 











Stand und Perspektiven einer zukünftigen Bade-





1 Die Ruhr: Badegewässer und Trinkwasser für das Ruhrgebiet 
Die Ruhr mit ihrem Einzugsgebiet dient fast 5 Mio. Menschen als Naherholungsregion und 
stellt die Trinkwasserversorgung für den Ballungsraum Ruhrgebiet sicher. Darüber hinaus ist 
die Ruhr das bevorzugte Naherholungsziel und wird trotz mikrobiologischer Risiken und 
Badeverboten zum Baden genutzt. Im Rahmen des Projekts „Sichere Ruhr“ wurde erstmals 
ein umfassendes Konzept zum Risikomanagement der Ruhrwasserqualität für die Trinkwas-
sernutzung und für eine mögliche temporäre Zulassung eines Badebetriebs entwickelt. 
 
2 Bewertung der hygienischen Situation der Ruhr 
In einem 18-monatigen Messprogramm, das Mitte 2013 endete, wurden an acht Probestellen 
Wasserproben im Bereich der unteren Ruhr entnommen und auf Bakterien (Abb. 1), Viren, 
Vogel-Schistosomen und Parasiten untersucht.  
 
 
Abb. 1: Boxplot-Diagramme der Konzentrationen von Indikatororganismen und Pathogenen in 
Wasserproben aus der Ruhr, aufgetragen für alle Probenahmestellen über den gesamten 











Für die Bewertung der Badegewässerqualität der Ruhr gilt die NRW-Badegewässerverord-
nung (NRW 2007), die die EG-Badegewässerrichtlinie (2006) umsetzt. Im Projekt wurde der 
geforderte Untersuchungsumfang auf alle relevanten Krankheitserreger deutlich erweitert. 
Das Ruhrwasser wird durch Kläranlageneinträge, Mischwasserentlastungen und diffuse Quel-
len (u. a. Abschwemmungen von Feldern, Wasservögel) fäkal belastet. Dies erklärt die zeit-
weisen hohen Befunde an E. coli, coliformen Bakterien, Coliphagen und von humanpathoge-
nen Viren. 
Ausgehend von den mikrobiologischen Messdaten wurde die gesundheitliche Beeinträchti-
gung der badenden Bevölkerung mittels QMRA („Quantitative Microbial Risk Assessment“) 
berechnet. Die höchste Erkrankungswahrscheinlichkeit geht von Rotaviren und Enteroviren 
aus, mit einer Erkrankungswahrscheinlichkeit von 2,5 - 2,9 % bei einem einstündigen Bade-
gang. Während der Badesaison liegt dieser berechnete QMRA-Wert von Rotaviren noch un-
terhalb des von der EG-Badegewässerrichtlinie akzeptieren Erkrankungsrisikos (3-5 %). An-
schließend wird durch die Anwendung des DALY-Konzepts das Schadensausmaß dieser 
Erkrankungen charakterisiert (DALY: „Disability adjusted life years“). Wie Abb. 2 zeigt, 
kommen die höchsten Gesundheitseinschränkungen beim Baden von der Belastung mit 
Rotaviren, in derselben Größenordnung wie die Gefahr durch Ertrinken, aber deutlich niedri-
ger als beispielsweise die Teilnahme am Straßenverkehr. 
 
 
Abb. 2: DALYs im Vergleich 
 
Das Bewertungskonzept und die erarbeitete hygienische Datenbasis für ein Fließgewässer 
erlauben eine in dieser Tiefe bislang nicht mögliche risikobasierte Bewertung der Gesund-
heitsgefährdung beim Baden. Anhand der vorliegenden Daten zeigt sich jedoch auch, dass 
E. coli und Enterokokken nur bedingt als Indikatorparameter der Badegewässerqualität ge-
eignet sind. 
 
3 Akzeptanz und Motivation von Stakeholdern 
Für die Entwicklung des Risikokommunikationskonzepts und des Handlungsleitfadens zum 










Eine repräsentative Bevölkerungsbefragung zeigte eine deutliche Präferenz für ausgewiesene 
Badestellen (42 %) gegenüber Flussbädern und freiem Baden entlang der Ruhr. Rund 55 % 
der Befragten wären bereit, sich auch finanziell an Maßnahmen zur Verbesserung der Was-
serqualität zu beteiligen. Hier wurden Grundlagen für ein übertragbares Konzept der Risiko-
kommunikation zum Baden in natürlichen Fließgewässern erarbeitet. 
 
4 Technische und organisatorische Maßnahmen 
Bei Trockenwetter kann die Ruhr durchaus Badegewässerqualität aufweisen, hier sind die 
Kläranlagenabläufe die Hauptursache für hygienische Belastungen der Ruhr. Kläranlagenab-
läufe können sowohl durch UV-Bestrahlung als auch Ozonung effektiv hygienisiert werden. 
Nach Niederschlägen wird die Ruhr so hoch belastet, dass die Badegewässerqualität nur sel-
ten eingehalten werden kann. Mithilfe einer intelligenten Kanalnetzsteuerung kann aber die 
Anzahl der Entlastungsereignisse aus Regenbecken reduziert werden. Je nach technischen 
und räumlichen Möglichkeiten sollten zusätzlich Behandlungsverfahren (wie Retentionsbo-
denfilter, Lamellenklärer, UV-Desinfektion etc.) an den Regenbecken zum Einsatz kommen. 
Zur Reduzierung oberflächiger Einträge werden Maßnahmen wie z. B. die längere Lagerung 
von Wirtschaftsdüngern und die Verringerung der Erosionsneigung sowie verlängerte Passa-
gezeit durch breitere Gewässerrandstreifen empfohlen.  
Da die Einleitung von gereinigtem Abwasser und Regenüberläufen in die Ruhr längerfristig 
alternativlos sein wird, wurde ein Frühwarnsystem zur kurzfristigen, ereignisgesteuerten 
Freigabe bzw. Sperrung des Badebetriebs erprobt. Da Online-Messungen der Bakterienkon-
zentrationen zu ungenau sind und die labortechnische Analyse nur zeitverzögerte Ergebnisse 
liefert, wurden für die Erstellung eines Frühwarnsystems verschiedene Methoden untersucht 
und anhand von historischen Daten und den in der Projektarbeit erhobenen Messdaten über-
prüft: Korrelationsanalysen, Künstliche Neuronale Netze (KNN), Bilanz- und Trockentage-
modelle sowie ein dynamisches Simulationsmodell. Die genauesten Aussagen konnten mit 
den KNN erzielt werden. Mit Hilfe des Trockentagemodells waren nur Aussagen möglich, ob 
Schwellwerte für ein Badeverbot überschritten werden. Das dynamische Simulationsmodell 
konnte wegen unzureichender Informationen zu Randbedingungen (Mischwasserentlastun-
gen) nicht angewendet werden. Auch wenn an einigen Messstellen akzeptable Vorhersagen 
zum Badeverbot getroffen werden konnten, war eine Validierung der Modelle bisher nicht 
möglich, da die Anzahl der Messungen mit Überschreitung der maximal zulässigen Konzent-
rationen zu gering ist. Zur Anwendung der Modelle als Frühwarnsystem ist die Kombination 
verschiedener Modelle zur Erhöhung der Aussagesicherheit noch weiter zu überprüfen. 
 
5 Umsetzungskonzept 
Der innovative Ansatz von „Sichere Ruhr“ zum Umsetzungskonzept ist der Beteiligungspro-
zess zusammen mit der Öffentlichkeit sowie den Verantwortungsträgern zur Einrichtung 
eines (Fluss-)Badegewässers an der Ruhr. Hierbei wurden auch Kosten und Nutzen der ver-
schiedenen Badeszenarien analysiert.  
Der Umsetzungsplan sieht ein zusätzliches Überwachungsprogramm in der Badesaison zur 
hygienischen Bewertung von potenziellen Badestellen entsprechend der Badegewässerver-
ordnung NRW vor. Ein weiterer Teil des Fahrplans ist die fachliche Weiterbetreuung der 










 6 Perspektiven einer zukünftige Badenutzung 
Im Handlungsleitfaden „Flussbaden“ werden die Projektergebnisse für die Umsetzung an 
anderen Standorten aufbereitet. Ebenso sind die im Projekt erprobten Analysen-, Modellie-
rungs-, und Wasserbehandlungsverfahren in der Praxis für ähnliche Fragestellungen einsetz-
bar. Der Projektansatz „Sichere Ruhr“ wird durch die Interessengemeinschaft „Baden in der 
Ruhr“ weiter verfolgt: Für das Jahr 2016 ist ein Probebetrieb an ein bis drei Ruhr-Badestellen 
unter Einhaltung der rechtlichen Anforderungen geplant.  
Noch ist der Weg zu einem geregelten Badebetrieb an der Ruhr weit und wird nicht über eine 
zeitweise Bademöglichkeit hinausgehen können, weil der Belastungsdruck eines dicht besie-
delten Ballungsraums auf die Ruhrwasserqualität immer hoch bleiben wird. Die fortgesetzten 
hygienischen und epidemiologischen Begleituntersuchungen sind von mehr als nur wissen-
schaftlichem Interesse, sondern dienen der Absicherung der bislang positiven Perspektive, die 
auf einem zeitlich begrenzten Überwachungsprogramm aufsetzt. Allen Beteiligten muss klar 
sein, dass weitergehende Erkenntnisse auch zu einer negativen Risikobewertung und damit 
zum „Aus“ für die Badenutzung führen können. Bei allem gebotenen Realismus scheint aber 
die Vision „das Wasser in der Ruhr ist wieder blau“ greifbar – solange es nicht regnet. 
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 Systemstudie Spittelwasser ‒ Bedeutung überwie-
gend partikulär gebundener, organischer Schad-
stoffeinträge in das Flusssystem Elbe 





Mit Bezug zum flussgebietsbezogenen Schadstoff-/Sedimentmanagement (FGG Elbe 2013) 
gilt dem Spittelwasser und seinem Einzugsgebiet ein besonderes Augenmerk. Das Gewässer 
einschließlich Zuflüssen und Überflutungsflächen steht seit Anfang der 1990er-Jahre im Fo-
kus der öffentlichen Wahrnehmung und wissenschaftlicher Studien. Über viele Jahrzehnte 
war Abwasser des Chemiestandorts Bitterfeld-Wolfen weitgehend ungereinigt über das Spit-
telwasser in die Mulde abgeleitet worden und gelangte so letztlich in die Elbe. Bereiche des 
Niederungsgebietes wurden zeitweise als Abwasserstapelbereiche genutzt. So gelangten er-
hebliche Schadstoffmengen in das Spittelwassersystem und in die nachfolgenden Gewässer. 
 
 










Insbesondere aufgrund der nach wie vor hohen Konzentrationen verschiedener organischer 
Schadstoffe in Böden und Fließgewässern wurden während der letzten beiden Dekaden ver-
schiedene Ansätze zur Sanierung der Spittelwasserniederung diskutiert, womit in der Regel 
die Erwartung verbunden war, nicht nur die Oberflächenwasserqualität im Spittelwasser zu 
verbessern, sondern auch für die Unterlieger eine substanzielle Verbesserung der Gewässer-
qualität zu erzielen (UBS/IGB 1993).  
Infolge der Neuordnung des Flussgebietsmanagements auf der Grundlage der EG-Wasser-
rahmenrichtlinie (EG-WRRL) und der entsprechenden Umsetzung in nationales Recht sowie 
letztlich der Bewirtschaftungspläne wurden die Anforderungen an Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Gewässerqualität mit Blick auf die Bewirtschaftungsziele spezifiziert. Entsprechend 
wurden u. a. für die Mulde an der Einmündung in die Elbe konkrete Reduzierungsziele für 
Schadstoffe festgelegt, die zu großen Teilen ursächlich mit der industriellen Nutzung des 
Standorts Bitterfeld-Wolfen in Verbindung stehen (Dioxine/Furane, Hexachlorcyclohexan, 
Organozinnverbindungen). 
 
2 Systemanalyse  
Aufgrund seiner Rolle als historische Emissionsquelle der benannten Schadstoffgruppen 
stand der Einflussbereich des ökologischen Großprojekts Bitterfeld einschließlich der Ober-
flächengewässer (insbesondere Schachtgraben und Spittelwasser) im Fokus der Überlegun-
gen zur Umsetzung von Maßnahmen (FGG Elbe 2009). 
Die zu diesem Zeitpunkt vorhandene Datengrundlage war allerdings nicht ausreichend, um 
entsprechende Maßnahmen abzuleiten und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und Verhältnis-
mäßigkeit zu bewerten. Während die ursprüngliche Bedeutung des Chemiestandorts als 
Emissionsquelle der chemietypischen Schadstoffe unstrittig war, blieben der Beitrag der ein-
zelnen Fließgewässer zur Belastung der jeweils nachfolgenden Gewässer und die Rolle even-
tueller Sekundärquellen unklar. Um eine belastbare Entscheidungsgrundlage für die Beurtei-
lung von Handlungserfordernissen und die Ableitung von Maßnahmen zu schaffen, wurde 
durch die Landesanstalt für Altlastenfreistellung des Landes Sachsen-Anhalt das Programm 
„Frachtreduzierung überwiegend schwebstoffgebundener Schadstoffe“ aufgelegt, das im 
Maßnahmeprogramm der FGG Elbe (2009) aufgeführt wird und dessen Ergebnisse im vor-
liegenden Beitrag zusammengefasst werden. 
 
3 Oberflächenwassermonitoring  
Tragender Bestandteil des Programms war, neben der Untersuchung von Auenböden und 
Gewässersedimenten, die systematische Untersuchung der Schadstofffrachten im Gewässer-
system. 
Die Untersuchung zielte darauf ab, das Systemverständnis bzgl. des Massentransports der 
partikelgebundenen, organischen Verunreinigungen in den Oberflächengewässern der Spit-
telwasserniederung (Spittelwasser, Schachtgraben, Lobber und Schlangengraben) zu verbes-
sern. Das Untersuchungsprogramm sollte insbesondere Daten erheben, um die Anteile der 
verschiedenen Abschnitte des Spittelwassersystems an der Gesamtschadstofffracht an den 











Das Oberflächenwassersystem wurde entsprechend in eine systematische Abfolge von Ab-
schnitten (Bilanzräume) untergliedert, die jeweils durch Überwachungsstellen an den Zu-
sammenflüssen der jeweiligen verschiedenen Gewässer abgegrenzt wurden (Abb. 2). Bei 
diesen Überwachungsstellen wurden (1) der Abfluss, (2) die Konzentration der suspendierten 
Feststoffe und (3) die Konzentration der Verunreinigungen sowohl im Wasser als auch an 
den suspendierten Feststoffen überwacht. 
Jenseits des Spittelwassersystems wurden ergänzend Datensätze aus etablierten Messpro-
grammen der Oberflächenwasserqualität verwendet, z. B. der Internationalen Kommission 
zum Schutz der Elbe (IKSE). 
 
  




Die Ergebnisse der Wasseranalysen für HCH und andere organische Parameter, insbesondere 
Tributylzinn, zeigten hohe Konzentrationen an den Messstellen des Systems Schachtgraben-
Spittelwasser, die zu einer Überschreitung der Umweltqualitätsnormen (UQN) nach der EG-
Richtlinie über Umweltqualitätsnormen (Richtlinie 2008/105/EG) sowohl JD-UQN als auch 
ZHK-UQN und so zu einem nicht guten chemischen Zustand des Wasserkörpers führen. Die 
Abflussmessungen ergaben, dass unter hydraulischen Normalbedingungen die Abflüsse der 
Mulde etwa zwei Zehnerpotenzen größer sind als die im Spittelwasser. Durch die entspre-










Mulde an der Überwachungsstelle OW018 (Priorau) deutlich unter die jeweiligen JD-UQN-
Werte. Dagegen überschreiten die maximalen Konzentrationen von HCH die ZHK-UQN an 
dieser Messstelle. Die Ergebnisse der Überwachungsstelle OW0171 vor dem Zusammenfluss 
Spittelwasser zeigen jedoch, dass diese Überschreitung an OW018 offenbar maßgeblich 
durch die anthropogen bedingte Grundbelastung der Mulde verursacht wird. Diese Feststel-
lung gilt in vergleichbarer Weise auch für das Tributylzinn-Kation, wobei die Hintergrund-
konzentrationen der Mulde vor dem Spittelwasserzufluss sowohl die JD-UQN und die ZHK-
UQN deutlich übertreffen. 
Für die Systemanalyse sind grundsätzlich Schadstofffrachten aussagekräftiger als die entspre-
chenden Konzentrationswerte, da die Frachten eine direkte Bilanzierung der einzelnen Ge-
wässerabschnitte erlauben. 
  
Abb. 3: HCH-Fracht im Oberflächengewässer für Normalabfluss (links) und  
Hochwasserereignis Januar 2013 (rechts). 
 
Abbildung 3 zeigt die HCH-Frachten im System Schachtgraben-Spittelwasser-Mulde für 
Normalabflussbedingungen (Abb. 3, links), die den Gesamtfrachten des Untersuchungszeit-
raums (1.4.2012 bis 31.3.2013) abzüglich der Frachten der Hochwasserereignisse entspre-
chen. Den Werten werden die entsprechenden HCH-Frachten während des Hochwassers im 
Januar 2013 gegenübergestellt (Abb. 3, rechts). 
Die HCH-Fracht bei Normalabflussbedingungen bewegt sich über die gesamte Studiendauer 
von einem Jahr in Schachtgraben und unterem Spittelwasser im Bereich von 2,5 kg. Der Zu-
strom aus dem oberen Spittelwasser hat keine wesentlichen Auswirkungen auf die HCH-
Frachten im weiteren Verlauf des Spittelwassers (OW056 bis OW057). Dennoch spiegelt sich 
der Einfluss des Salegaster Forsts mit dem typischen Isomeren-Spektrum. 
Abbildung 3 zeigt für das Hochwasserereignis ein deutlich anderes Bild des HCH-Transports. 
Während die HCH-Fracht über die Schnittstelle des Chemieparks (SCR) weitgehend stabil 











stark zu. Summiert über das achttägige Hochwasser war die HCH-Fracht im oberen Spittel-
wasser (OW056) um fast eine Zehnerpotenz höher als die bei Normalabflussbedingungen 
über das gesamte Jahr. Aus technischen und Sicherheitsgründen waren während der Januar-
flut direkt am Zustrom aus dem Salegaster Forst weder Durchflussmessung noch Probenah-
men möglich, da die jeweiligen Überwachungsstellen (OW054 und OW055) überflutet wa-
ren. 
Während des Flutereignisses überstieg die HCH-Fracht aus dem oberen Spittelwasser auch 
die aus dem Chemiepark (SCR) um zwei Größenordnungen. Die extremen Frachten, die wäh-
rend des Hochwasserereignisses durch das obere Spittelwasser transportiert werden, sind auf 
den Durchbruch von Muldewasser zurückzuführen. Der extreme Abfluss im Zusammenspiel 
mit der HCH-Grundbelastung der Mulde sowie der vermuteten erosiven Mobilisierung der 
Auenböden im Salegaster Forst führt zu den beobachteten Frachtwerten. Dieses Szenario 
wird durch das festgestellte Isomeren-Spektrum im entsprechenden Gewässerabschnitt un-
termauert, welches die charakteristische Dominanz von β-HCH in der Mulde und im Salegas-
ter Forst widerspiegelt. 
 
5 Zusammenfassung und Ausblick 
Mit Blick auf die Belastungssituation der Unterlieger (Mulde/Elbe) ist festzustellen, dass die 
Fracht der betrachteten Stoffe aus dem Spittelwasser unter Normalabflussbedingungen eine 
untergeordnete Rolle spielt. Ein merklicher Einfluss des Spittelwassers auf die Frachten der 
Mulde ist auf den Hochwasserfall beschränkt und ursächlich eng mit dem Übertritt von 
Muldewasser über den Salegaster Forst in das Spittelwasser verbunden. Gegenüber der Ge-
samtjahresfracht der Mulde ist jedoch auch der Hochwasseranteil aus dem Spittelwasser als 
untergeordneter Beitrag einzuordnen. Des Weiteren sind Maßnahmen, die potenziell eine 
wirksame Reduzierung der hochwasserbezogenen Schadstofffrachten unter diesen Randbe-
dingungen bewirken könnten, aufgrund der technischen Unmöglichkeit bzw. der natürlichen 
Gegebenheiten auszuschließen. 
Aus dem nicht guten chemischen Zustand gemäß EG-WRRL aller Teilabschnitte des Systems 
Schachtgraben-Spittelwasser und der Feststellung, dass das Erreichen des guten chemischen 
Zustands auch unter Inanspruchnahme einer nochmaligen Fristverlängerung bis 2027 nach 
heutigem Kenntnis- und Erfahrungsstand ausgeschlossen wird, ergibt sich ein grundsätzliches 
Handlungserfordernis mit dem Ziel, die Abweichung vom guten chemischen Zustand im 
System auf das mit verhältnismäßigen Mitteln erreichbare Minimum zu beschränken. Hierbei 
muss nach Auswertung der gewonnenen Daten der Blick auf die Systemobergrenzen unter 
Normalabflussbedingungen gerichtet werden: dem Zustrom aus dem Salegaster Forst (über 
die Wasserläufe Lobber und Schlangengraben) sowie dem Zustrom aus dem Chemiepark. 
Während Maßnahmen im Salegaster Forst aufgrund der Größe der betroffenen Flächen be-
züglich technischer Unmöglichkeit bzw. natürlicher Gegebenheiten auszuschließen sind, 
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Aktuelle Belastungen der Elbe mit sedimentgebundenen Schadstoffen stammen zu großen 
Teilen aus dem Altbergbau im Einzugsgebiet von Mulde und Saale sowie aus Altlasten. Hier-
zu gehören insbesondere Altlasten der ehemaligen Chemieindustrie, die auf dem Gebiet des 
heutigen Sachsen-Anhalts liegen. Sachsen-Anhalt hat deshalb ein Sedimentmanagementkon-
zept für die wichtigsten Gewässer des Landes aufgestellt. Die Konzepterarbeitung erfolgte in 
enger Zusammenarbeit mit der Flussgebietsgemeinschaft Elbe (FGG Elbe) sowie der Interna-
tionalen Kommission zum Schutz der Elbe (IKSE). Die Ergebnisse sind in das elbeweite 
Sedimentmanagementkonzept (FGG Elbe 2013) eingeflossen.  
Bis Ende 2013 wurden in Sachsen-Anhalt die wesentlichen fachlichen Grundlagen für das 
Sedimentmanagementkonzept fertiggestellt. Dazu gehörten folgende Untersuchungen: 
 Bestandsaufnahme der Altsedimente in der Saale und Mulde einschließlich deren  
relevanter Nebengewässer und Seitenstrukturen 
 Ermittlung des Remobilisierungspotenzials in ausgewählten Gewässern 
 Frachtreduzierung Schlüsselstollen 
 Frachtreduzierung Spittelwasser 
 Altsedimente im Unterlauf der Bode 
 
Auf dieser fachlichen Grundlage werden seit 2014 in Sachsen-Anhalt die ersten Maßnahmen-
vorschläge untersetzt. Zudem wird das Sedimentmanagementkonzept in Vorbereitung des 
dritten Bewirtschaftungszeitraums der Wasserrahmenrichtlinie fortgeschrieben. 
Dazu werden folgende Schwerpunkte gegenwärtig in Sachsen-Anhalt bearbeitet: 
 Altsedimentdepots im Einzugsgebiet der Saale 
 Feinsedimentmanagement an Schleusenstandorten im Unterlauf der Saale 
 Sanierung und Reduzierung von Punktquellen und Altlasten 
 
2 Altsedimentdepots im Bereich der Saale 
Altsedimentdepots sind schadstoffbelastete Sedimentablagerungen, welche als sekundäre 
Schadstoffquelle im Gewässer existieren. Die 2011-2012 durchgeführten Untersuchungen 
haben gezeigt, dass Altsedimentdepots mit überregionaler Wirkung insbesondere in den Sei-











Ausgehend von den Handlungsempfehlungen des Sedimentmanagementkonzeptes der FGG 
Elbe wurden  2014/15 folgende Projekte durchgeführt bzw. begonnen: 
 Vorplanung Mühlgraben Halle/Saale 
 Altsedimentdepot Wilde Saale  
 Beseitigung von Altsedimenten im Unterlauf der Bode 
 
Projekt Mühlgraben Halle/Saale 
Bei dem Mühlgraben Halle handelt es sich um eine 
Seitenstruktur der Saale im Stadtbereich. Eine Be-
standsaufnahme in ausgewählten Gewässern Sachsen-
Anhalts hat ergeben, dass sich hier relevante Mengen 
an belasteten Altsedimenten befinden. Nachuntersu-
chungen zur Wirkung des Juni-Hochwassers 2013 
ergaben zudem, dass ein Teil der Sedimente aus dem 
Mühlgraben verlagert wurde. Es ist deshalb davon 
auszugehen, dass dieses Altsedimentdepot als sekundä-
re Schadstoffquelle für die Saale wirkt. 
Der Mühlgraben ist ca. 3 km lang und ca. 8 m breit. Im 
Mühlgraben wurden Sedimentmächtigkeiten von bis zu 
1,9 m nachgewiesen. Es wurden ca. 12.800 m³ Fein-
sedimentablagerungen ermittelt. Die Uferbereiche des 
Mühlgrabens sind teilweise befestigt, grenzen an 
Wohnbebauungen an oder sind durch einen dichten Baumbestand gekennzeichnet. Eine freie 
Zugänglichkeit für den An- und Abtransport von technischen Ausrüstungen ist auf wenige 
Bereiche beschränkt. Eine Sedimententnahme ist nur wasserseitig möglich. Eine Vorzugsva-
riante wäre deshalb die Entnahme mit Schwimmgreifer.  
Projekt Altsedimentdepot Wilde Saale 
Auch bei der Wilden Saale handelt es sich um eine 
Seitenstruktur der Saale im Stadtgebiet der Stadt Hal-
le. Die Wilde Saale ist als Altsedimentdepot mit Wir-
kung als sekundäre Schadstoffquelle im Bereich der 
Saale eingestuft.  
Die Wilde Saale ist ca. 2,5 km lang und grenzt im 
nördlichen Bereich an das Naturschutzgebiet „Nord-
spitze Peißnitz“. Die Uferbereiche der Wilden Saale 
sind in vielen Bereichen naturbelassen. Eine freie 
Zugänglichkeit für den An- und Abtransport von 
Wasserfahrzeugen zur Gewässeruntersuchung ist auf 
wenige Bereiche beschränkt. 
Als Entscheidungsgrundlage für den weiteren Um-
gang mit diesem Altsedimentdepot wird gegenwärtig 
eine detaillierte Bestandsaufnahme einschließlich 
 
Abb. 1: Lageplan Halle 
 










einer Bewertung zur Wirkung des Altsedimentdepots erarbeitet. Es werden technisch geeig-
nete und am Standort realisierbare Maßnahmen zur Sicherung bzw. Sanierung des Altsedi-
mentdepots abgeleitet und bzgl. Realisierbarkeit, Auswirkungen auf die Umwelt in der Um-
setzungsphase und mit einer Kostenschätzung untersetzt.  
Im Bereich der Saale befinden sich noch weitere Seitenstrukturen mit Altsedimetdepots. Zum 
Umgang mit diesen Altsedimentdepots ist die Erstellung einer Gesamtkonzeption geplant. 
Darin sollen u. a. die Aspekte der Priorisierung der einzelnen Depots, der Nachhaltigkeit und 
der Verhältnismäßigkeit von Maßnahmen betrachtet werden.  
Projekt Altsedimente im Unterlauf der Bode 
Eine Bestandsaufnahme der Sedimentbeschaf-
fenheit der Bode hat ergeben, dass sich im Un-
terlauf der Bode mit Dioxinen belastete Sedi-
mentablagerungen befinden. Im Rahmen einer 
Detailuntersuchung wurden 2013 die Lage der 
Belastungsschwerpunkte abgegrenzt, Schad-
stoffquellen identifiziert und Maßnahmen zur 
Reduzierung des Schadstoffdepots abgeleitet. 
Insgesamt konnten fünf Schwerpunkte identifi-
ziert werden. 
Vermutete Einträge aus historischen oder aktu-
ellen Quellen konnten als mögliche primäre 
Eintragsorte noch nicht abschließend ausgeschlossen werden. Entsprechende Untersuchungen 
zu den Eintragsquellen und zum Gefährdungspotenzial der Bodesedimente sind im Auftrag 
der landeseigenen Mitteldeutschen Sanierungs- und Entsorgungsgesellschaft mbH in Vorbe-
reitung und sollen 2016 fertiggestellt werden. 
 
3 Feinsedimentmanagement 
Projekt Staustufen Saale 
Im Unterlauf der Saale wirken die vorhandenen 
Staustufen, Vorhäfen und Schleusen als Schad-
stoffsenken für partikelgebunden Schadstoffe im 
Gewässer. 
Im Rahmen des Sedimentmangementkonzeptes 
der FGG Elbe (2013) wurde festgestellt, dass in 
den Staustufen des Bereiches der Bundeswasser-
straße Saale und ihren Vorhäfen relevante Men-
gen an feinkörnigen Sedimenten abgelagert sind 
und fortlaufend abgelagert werden. Die in den 
Vorhäfen und im Staustufenbereich existieren-
den Feinsedimentdepots weisen nahezu das 
gesamte elbrelevante Schadstoffspektrum auf.  
Abb. 3: Gewässer Bode (Foto: LHW) 
 











Im Untersuchungszeitraum 2012 bis 2013 wurde durch die Bundesanstalt für Gewässerkunde 
(BfG) ein Sedimentgesamtzuwachs von ca. 14.400 m³ bzw. 18.700 t (Summe Staustufen der 
Bundeswasserstraße Saale) ermittelt. Das entspricht einem Anteil von ca. 15 % der jährlichen 
Schwebstofffracht aus der Saale in die Elbe. Im FGG-Sedimentmanagementkonzept wird 
empfohlen zu prüfen, ob der durch den Betrieb und die Unterhaltung der Staustufen bedingte 
Rückhalt von belasteten Feinsedimenten gezielt zur Minderung des partikelgebundenen 
Schadstofftransfers aus der Saale in die Elbe genutzt und gegebenenfalls optimiert werden 
kann.  
Hierzu fand im Mai 2014 eine Fachdiskussion mit der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
und der BfG statt. Zur Zeit erarbeitet die BfG ein Konzept für eine schadstoffspezifische 
Feinsedimentbewirtschaftung an den Saalestaustufen.  
 
4 Sanierung und Reduzierung von Punktquellen und Altlasten 
An bekannten und als Schadstoffquelle ermittelten Altlasten/Altstandorten erfolgt eine Risi-
kominimierung durch laufende Maßnahmen bzw. es werden weitere Untersuchungen und 
Maßnahmen im zweiten Bewirtschaftungszeitraum vorbereitet. Die Umsetzung und Überwa-
chung der entsprechenden Maßnahmen erfolgt in der Zuständigkeit der Landesanstalt für 
Altlastenfreistellung Sachsen-Anhalt (LAF). 
Projekte Schlüsselstollen/Spittelwasser 
Für die bekannten Punktquellen Schlüsselstollen im Bereich der Saale und für das Spittelwas-
ser im Bereich von Bitterfeld/Wolfen wurden die notwendigen Voruntersuchen 2013 abge-
schlossen.  
Der Schlüsselstollen ist die Hauptentwässerung des Mansfelder Reviers über das Gewässer 
Schlenze in die Saale. Der Zulauf des Schlüsselstollens verursacht auf den letzten 1,2 km der 
Schlenze eine teils erhebliche Überschreitung von Umweltqualitätsnormen. Im Ergebnis des 
Pilotprojektes Schlüsselstollen der LAF ist als verhältnismäßige Maßnahme eine langfristig 
angelegte Verbesserung durch die Verringerung des Sauerstoffdargebotes im Grubengebäude 
ermittelt. Dazu müssen bergrechtlich erforderliche Verwahr- und Nachsorgemaßnahmen fort-
geführt und optimiert werden. Durch die Verwahrung offener Schächte und Einstellung der 
örtlich noch betriebenen Bewetterung kann die Sauerstoffzufuhr und damit die Schadstoff-
mobilisierung reduziert werden, so dass langfristig eine gewisse Verbesserung eintritt. Im 
Ergebnis der Untersuchungen konnten ansonsten keine verhältnismäßigen Maßnahmen ermit-
telt werden, die das nachhaltige Erreichen eines guten Zustandes in Schlenze und Saale bis 
2027 oder später ermöglichen. 
Das Spittelwasser entwässert u. a. das durch Braunkohlebergbau und Chemieindustrie ge-
prägte Gebiet um Bitterfeld und Wolfen. Durch langjährige Untersuchungen sind erhebliche 
Belastungen dieser Oberflächenwasserkörper vorwiegend durch organische Schadstoffe be-
kannt. Zur Quantifizierung des Belastungsgrades, zur Ermittlung von Schadstofffrachten und 
Belastungsschwerpunkten im Gewässersystem Schachtgraben-Spittelwasser-Mulde hat die 
LAF in Zeitraum 2012 bis 2013 Detailuntersuchungen zum Bestand an Altsedimenten und 










Sedimentmächtigkeiten des Spittelwassers hat ergeben, dass dort überwiegend Kiese und 
Sande und nur in geringem Maße schlammartige Feinsedimente vorliegen.  
Da im Rahmen der Projekte „Frachtreduzierung Schlüsselstollen“ und „Frachtreduzierung 
Spittelwasser“ keine verhältnismäßigen Lösungen gefunden werden konnten, wurden hier 
weniger strenge Umweltziele abgeleitet. 
Projekt Laucha-Umverlegung 
Das Gewässer Laucha verläuft ca. 1,5 km am Fuß der 2,5 km2 großen Hochhalde Schkopau 
und nachfolgend weitere ca. 1,3 km innerhalb des Deponiekörpers der ehemaligen Buna-
Werke und wird dabei mit Haldensickerwässern belastet. Um die Schadstoffanreicherung im 
Fluss zu unterbinden, ist die Umverlegung der Laucha auf ca. 3 km geplant. Die geplante 
Laucha-Umverlegung ist Bestandteil der Sanierung des Areals insgesamt. Weitere wesentli-
che Sanierungsbestandteile sind eine Haldenabdeckung sowie eine Sickerwasserfassung und  
-aufbereitung. Die Voruntersuchungen für die Laucha-Umverlegung sind abgeschlossen. Das 
Planfeststellungsverfahren soll voraussichtlich Ende 2015 beginnen. 
Projekt Fahlberg-List 
Im Stadtgebiet von Magdeburg liegen die ehemaligen Produktionsstätten von Fahlberg-List. 
An diesem Standort wurden in der Vergangenheit u. a. agrochemische Erzeugnisse produ-
ziert. Altlastenbeeinflusste Produktionsstandorte liegen u. a. auch an der Elbe. Die LAF hat 
dazu entsprechende Sanierungsuntersuchungen beauftragt. Ab 2016 soll mit der Planung und 
Umsetzung von konkreten Maßnahmen begonnen werden. 
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Aufgrund des geänderten gesetzlichen Rahmens (siehe Kapitel 2) und neuer Ansprüche an 
das Umweltverhalten von Baumaterialien ist eine Überarbeitung der Technischen Lieferbe-
dingungen Wasserbausteine (TLW) notwendig. Die Federführung für die Überarbeitung hat 
die Bundesanstalt für Wasserbau (BAW). Die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) ist im 
Rahmen der Überarbeitung für die Ableitung von Elutionskriterien zur Beurteilung der Um-
weltverträglichkeit der Wasserbausteine zuständig. Die TLW ((BMVBS 2003) EG Notifizie-
rung Nr. 2003/0362/D) mit vier Erlässen (EW 23/52.08.01/27, EW 23/70.22/18, WS 
14/5242.4/0 und WS 12/5257.16/6-1) ist Bestandteil der Sammlung „Technisches Regelwerk 
Wasserstraßen“ (TR-W (BMVI 2015) http://vzb.baw.de/tr-w, 1.Wasserstraßenspezifische 
Liste Technischer Baubestimmungen (WLTB (BMVBS 2012)) Teil II, 8. Technische Regeln 
und Planungsgrundlagen für Bundeswasserstraßen und deren Anlagen, 8.2 Gewässerbett, 8.2-
WSV 12). Das TR-W fasst die im Verkehrswasserbau geltenden Normen und Regeln zusam-
men. Es ist eine nationale Verwaltungsvorschrift, die auf die DIN EN 13383-1: Wasserbau-
steine; Anforderungen und die DIN EN 13383-2: Wasserbausteine; Prüfverfahren verweist. 
Beide Normen wurden 2013 modifiziert, jedoch nicht verabschiedet. Sie werden momentan 
erneut überarbeitet, so dass derzeit die Fassung von 2002 Gültigkeit besitzt. 
 
2 Legislativer Rahmen 
Am 9. März 2011 hat die EU die Bauproduktenverordnung (Nr. 305/2011) erlassen. Nach 
einer Übergangsfrist bis zum 1. Juli 2013 gilt diese nun in allen Mitgliedsstaaten. Sie soll den 
freien Verkehr von Bauprodukten im europäischen Binnenmarkt sicherstellen. Die BauPVO 
regelt demnach den Markt und nicht den Bau. Im Anhang I werden die Grundanforderungen 
an Bauwerke definiert. Dort wird im Abschnitt 3 „Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz“ 
jegliche Gefährdung durch die Freisetzung von gefährlichen Stoffen in Grundwasser, Mee-
resgewässer, Oberflächengewässer oder Boden untersagt. Diese dort definierten Grundanfor-











technischer Spezifikationen, in denen die wesentlichen Merkmale der Bauprodukte festgelegt 
sind. Fällt ein Bauprodukt unter eine harmonisierte Norm, so muss der Hersteller eine Leis-
tungserklärung erstellen, wenn es in Verkehr gebracht werden soll. Das Produkt erhält dafür 
ein CE-Kennzeichen (Abb. 1). Diese CE-Kennzeichnung adressiert allerdings nicht die „Si-
cherheit“ eines Produkts, sondern kennzeichnet die Übereinstimmung mit der in der betref-
fenden harmonisierten europäischen Norm (hEN) geforderten Leistungserklärung. Die Ent-
wicklung der hEN wird durch Mandate der EU an Expertengruppen vergeben. Wasserbau-
steine sind im Rahmen dieser Regelungen im Mandat 125 (M/125) mit den Gesteinskörnun-
gen geregelt. Das Mandat zur Entwicklung der Produktnorm EN 13383 (Wasserbausteine) 
hat das TC 154 des Europäischen Komitees für Normung (CEN). In diesen Expertengremien 
wird erarbeitet, welche wesentlichen Merkmale in Bezug auf die Grundanforderungen an 
Bauwerke ein Bauprodukt erfüllen muss. Weitere Expertengruppen entwickeln die dazu be-
nötigten Prüfmethoden, wie zum Beispiel das technische Komitee (TC) 351/Arbeitsgruppe 1 
(WG 1). In dieser ebenfalls beim CEN angesiedelten Arbeitsgruppe erfolgte die Entwicklung 
der als technische Spezifikation (TS) vorliegenden Vorschrift zur „Horizontalen dynamischen 
Oberflächenauslaugprüfung“ (DIN CEN/TS 16637-2, dynamic surface leaching test, kurz 
DSLT). Durch die EU-Kommission (durch CEN) wird geregelt, welche Produkte mit wel-
chen Testverfahren auf wesentliche Merkmale getestet werden müssen (Leistungserklärung). 
Die Freisetzung gefährlicher Stoffe wird dort jedoch nicht geregelt. Die Festsetzung von 
Grenzwerten für die in den Produktnormen festgelegten Parameter muss auf nationaler Ebene 
erfolgen. Mit Ausnahme der Niederlande ist den Autoren kein Land bekannt, das bereits Wer-
te für die maximal zulässige Freisetzung (mzF) mittels DSLT abgeleitet hat. Für die Bundes-
republik Deutschland ist nicht einmal definiert, wer zukünftig das Mandat hat, um für mono-
lithische Baumaterialien und Oberflächenwasser diese Werte abzuleiten. Klar ist momentan 
nur, dass sich die in Vorbereitung befindliche Mantelverordnung (MantelVO) auf Boden und 
Grundwasser (GW), nicht jedoch auf Oberflächenwasser (OW) erstrecken wird.  
 
 
Abb. 1: Übersicht von der EU-Ebene zur nationalen Ebene. Ableitung von  











3 Marktübersicht WBS im Geschäftsbereich der WSV 2010-2012 
   und 2012-2014 
Im Jahr 2012 wurde von der BfG eine Anfrage an die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
(WSV) zu Art und Menge industriell hergestellter Wasserbausteine (WBS) gerichtet. Der 
Erfassungszeitraum betrug Januar 2010 - Juni 2012 (Abb. 2). Betrachtet wurden tatsächlich 
eingebaute Mengen. Eine zweite Erfassung fand für den Zeitraum April 2012 - Juni 2014 
statt (Abb. 3). Anders als bei der ersten Abfrage wurden diesmal Ausschreibungen der WSV 
für WBS über eine Ausschreibungsplattform der WSV ausgewertet. Nach Ende der Aus-
schreibungsfrist wurden die Ämter telefonisch kontaktiert und die beschafften Materialien 
und Mengen erfragt. Im weiteren Verlauf wurde die Abfrage auf den gesamten Erfassungs-
zeitraum von April 2012 - Juni 2014 erweitert. Angaben aus der Zeit vor April 2012 wurden 
nicht verwendet, da sie teilweise schon in der Abfrage 2010-2012 enthalten waren. Die in 
Abb. 2 und 3 dargestellten Mengen beziehen sich daher einmal auf die eingebauten Mengen 
(erste Abfrage, Abb. 2) und die beschafften Mengen (zweite Abfrage, Abb. 3). 
 
 
Abb. 2:  Durch die WSV eingebaute Mengen WBS Januar 2010 - Juni 2012. 
 
 











Die verwendeten natürlichen Materialien weichen in den beiden Zeiträumen voneinander ab, 
was auf die Transportkosten zurückzuführen ist. Die Abweichungen spiegeln die räumliche 
Varianz der WSV-Maßnahmen in Bezug auf die jeweiligen Zulieferer von Baumaterialien 
wider. Die Gesamtmengen an verwendeten bzw. ausgeschriebenen Natursteinen stimmen mit 
rund 1,8 Millionen Tonnen in beiden Zeiträumen sehr gut überein. 
Auch die Menge des in beiden Zeiträumen einzigen durch die WSV verwendeten industriell 
hergestellten WBS (Kupferschlacke, Produktname: Eisensilikatgestein (CUS)) ist mit rund 
0,8 bzw. 0,6 Millionen Tonnen gut vergleichbar. Die methodisch unabhängige zweite Abfra-
ge (ausgeschriebene Menge) konnte die Ergebnisse der ersten Abfrage bestätigen. Entspre-
chend der ersten Abfrage (eingebaute Mengen) wurden fünf natürliche (Granit, Granodiorit, 
Grauwacke, Basalt und Karbonquarzit) und zwei industriell hergestellte Materialien (CUS 
und Linz-Donawitz-Schlacke (LDS)) für weitere Test ausgewählt. LDS wird zwar momentan 
nicht als WBS eingesetzt, ist aber Bestandteil der TLW und wird in der Unterhaltung der 
Bundeswasserstraßen zur Verfüllung von Kolken verwendet. 
 
4 Das neu vorgeschriebene Testsystem 
Wie bereits in Kapitel 2 dargestellt ist zukünftig nicht mehr der Trog-Versuch entsprechend 
DIN EN 1744-3 maßgeblich für monolithische Bauprodukte, sondern es wird zukünftig der 
als harmonisierte europäische technische Regel vorliegende DSLT (CEN/TS 16637-2) zur 
Bestimmung der Freisetzung herangezogen werden. Entsprechend müssen für die Überarbei-
tung der TLW (1.) die zulässigen Eluatwerte an das neue Testsystem angepasst und (2.) die in 
Tabelle B der TLW (Abb. 4) abgefragten Parameter erweitert werden, um (3.) zukünftig nicht 
nur industriell hergestellte, sondern auch natürliche WBS prüfen zu können. Die Schritte 1-3 
sind notwendig, da nach heutigem Rechtsverständnis die Tabelle B selektive Anforderungen 
an einzelne Bauprodukte (industriell hergestellte WBS) stellt. 
 
 
Abb. 4: Tabelle B der TLW 2003. 
Kurz zusammengefasst sind die wichtigsten Unterschiede zwischen dem Trog-Versuch (DIN 
EN 1744-3) und dem DSLT (CEN/TS 16637-2, Abb. 5): Die freigesetzte Stoffmenge wird 
nun auf die Oberfläche der nicht weiter zerkleinerten Bauprodukte bezogen und die Dauer 
des Tests beträgt nicht 24 h sondern 64 Tage mit 8 Wasserwechseln zu den Zeitpunkten 0,25; 











Wechselintervalle des Eluenten im DSLT 
Schritt/ 
Fraktion 








1 0,25 6 h ± 15 min 0,25 
2 0,75 18 h ± 15 min 1 
3 1,25 30 h ± 45 min 2,25 
4 1,75 42 h ± 75 min 4 
5 5 5 d ± 75 min 9 
6 7 7 d ± 75 min 16 
7 20 20 d ±  7 h 36 
8 28 28 d ± 12 h 64 
 
Stoffe, die ggf. erst nach längerer Exposition verstärkt in das Wasser freigesetzt werden, kön-
nen hiermit erfasst werden. Dies ermöglicht im Vergleich zum 24 h Trog-Versuch ein besse-
res Verständnis der Freisetzungsmechanismen und des mittelfristigen Verhaltens des Bau-




Abb. 5: Dynamische Oberflächenauslaugprüfung (Dynamic surface leaching test  
(DSLT)) zur Bestimmung der oberflächenbezogenen Freisetzung aus  
monolithischen Bauprodukten (CEN/TS 16637-2:2013).  
 
5 Modell und Auswahl relevanter Metall(oid)e 
Um die maximal zulässige Freisetzung am Einbauort bei verschiedenen Wasseraustauschfre-
quenzen auf Basis der Umweltqualitätsnormen der Oberflächengewässerverordnung (UQN) 
oder Nicht-Effekt-Konzentration (PNEC, predicted no effect concentrations) abschätzen zu 
können, sind einige Modellannahmen zu treffen. Dies betrifft sowohl das Bauwerk als auch 
den Wirkort. Für eine modellhafte Abschätzung der freigesetzten Stoffmenge wurden folgen-
de Annahmen und Vereinfachungen getroffen. Betrachtet werden WBS-Schüttungen ohne 











freigesetzten Stoffmengen werden mit vorhandenen UQN (OGewV 2011) oder PNEC vergli-
chen (Abb. 6). Als Wirkort wird der Lebensraum, der die Schüttung besiedelnden benthi-
schen Organismen gewählt. Das physikalische Modell zur Berechnung der zulässigen Kon-
zentration am Wirkort ist die dichteste irreguläre Kugelpackung. Nach (SONG et al. 2008) 
liegt deren Raumfüllung bei 63 %. Mit Hilfe dieses Wertes können die Randbedingungen des 
Modells plausibel konkretisiert werden: 
1. Ein Kubikmeter Deckwerk besteht aus 630 l Stein (CP90/250) und 370 l Wasser (Re-
chenweg: 63 % von 1000 l = 630 l). 
2. Es wird ein mittlerer Durchmesser der Steine von 17 cm angenommen (CP 90/250; 
dies entspricht einer mittleren Oberfläche von 908 cm2 pro Stein). 
3. Ein Kubikmeter Deckwerk aus 245 Modellsteinen mit einer Oberfläche von 22,24 m2 
(Rechenweg: 630 l : 2,57 l => 245 Steine pro m3 x 908 cm2 => 1m3 enthält 22,24 m2 
Steinoberfläche). 
4. Das Oberflächen/Volumenverhältnis (fest/flüssig) von WBS zu Umgebungswasser 
am Wirkort beträgt 1 m2 zu 16,6 l (Rechenweg: 22,24 m2 zu 370 l). 
Nun kann die maximal zulässige Freisetzung (mzF) im DSLT [mg/m2/64d] bei verschiedenen 
Wasseraustauschfrequenzen berechnet werden. Dies ist die Freisetzung, bei der die stoffspe-
















Über die Modellannahme einer irregulären 
Kugelpackung werden Anforderungen an das 
Bauwerk im Gewässer zur Einhaltung von 
Qualitätsnormen zum Schutz der Lebensge-
meinschaft am Wirkort (UQN bzw. PNEC) 
abgeleitet. Der untere Teil der Abbildung 
benennt die gewählten Rahmenbedingungen. 
 
Als relevant im Sinne möglicher negativer Umwelteffekte werden solche Metalle und Me-
talloide betrachtet, die im Vergleich zur Hintergrundbelastung als ökotoxikologisch bedenk-
lich einzustufen sind und in den WBS tatsächlich vorkommen und freigesetzt werden. Zu 
Beginn wurde ein Datensatz von 31 Analyten berücksichtigt: Ag, Al, As, B, Ba, Ca, Cd, Co, 










Dessen Reduktion erfolgte in Schritt 1durch Ausschluss der Analyten, deren Konzentrationen 
in 95 % der Fälle in den DSLT unterhalb der Bestimmungsgrenze lagen (Ag, B, Hg, Tl und 
W). Im zweiten Schritt wurden Analyten nicht mehr berücksichtigt, denen keine ökotoxiko-
logische Bedeutung im Rahmen der aus den DSLT abgeleiteten Freisetzung zukommt (Ca, 
Fe, K, Mg, Na, P, S und Si). Für die verbleibenden 18 Metalle und Metalloide (Al, As, Ba, 
Cd, Co, Cr, Cu, Mn, Mo, Ni, Pb, Sb, Se, Sn, Sr, U, V und Zn) wurden, wie im folgenden 
Kapitel beschrieben, PNECs abgeleitet, sofern keine UQN (OGewV 2011) vorlagen. 
 
6 Qualitätsnormen für relevante Metalle/Metalloide bei  
   Wasserbausteinen am Wirkort 
Wie im Kapitel 5 dargelegt, ist die Wasserphase im Deckwerk, die unmittelbar mit den Was-
serbausteinen in Kontakt steht, der Wirkort. Die hier vorherrschenden Stoffkonzentrationen, 
die sich auch durch die Freisetzung aus dem Wasserbaumaterial ergeben, sind entscheidend 
für die in dieser Umgebung vorkommenden Organismen. Die Konzentrationen am Wirkort 
(predicted environmental concentration oder PEC) sollten nicht die Konzentrationen über-
schreiten, bis zu denen noch keine nachteiligen Auswirkungen angenommen werden (PNEC). 
Abgeleitet werden Werte für die mzF für den Betrachtungsbereich Binnengewässer sowie 
Küsten- und Übergangsgewässer. 
Bei der Ableitung der maximal zulässigen Freisetzung werden zunächst die Qualitätsnormen 
der Oberflächengewässerverordnung (OGewV 2011) berücksichtigt. Bei Stoffen, die in der 
OGewV nicht geregelt sind, wird zur Ableitung der entsprechenden PNEC auf einschlägige 
Veröffentlichungen der EU, des UBA und auf wissenschaftliche Publikationen zurückgegrif-
fen. Bei den Werten der OGewV werden die Angaben zu den Umweltqualitätsnormen für 




Die in der Präsentation vorgestellte Vorgehensweise wird zusammen mit ersten DSLT-
Ergebnissen in Kürze durch die BfG publiziert. Zur Novellierung der TLW wurde unter Fe-
derführung der BAW zunächst eine WSV-interne Arbeitsgruppe eingerichtet. 
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 (Mikro)Plastik in Binnen- und Küstengewässern – 
eine neue Herausforderung im Hinblick auf  
Analytik, Risikobewertung und Regulatorik 





Seit Beginn der weltweiten Massenproduktion und Verwendung von Kunststoffen kommt es 
zur Akkumulation von Plastikabfall und dessen Degradationsprodukten im aquatischen Be-
reich (s. Abb. 1). Die Meere spielen dabei als finale Senke eine zentrale Rolle. Durch seine 
hohe Mobilität hat Plastikabfall die marine Umwelt praktisch global erfasst. Das Thema ent-
wickelte sich in den letzten Jahren zu einem gesellschaftlichen Schwerpunktthema mit Aus-
wirkungen in verschiedenste Bereiche sozio-ökonomischer Aktivität.  
Nach Angaben von PlasticsEurope hat sich die Welt-Plastikproduktion seit den 1950er-Jahren 
bis ins Jahr 2010 auf 250.000 Megatonnen pro Jahr vervielfacht (PlasticsEurope 2012). 
Schätzungen gehen davon aus, dass im Jahr 2015  4-13 Mio. t Plastikabfall beabsichtigt oder 
unbeabsichtigt in die Meere gelangen. Sollten keine Gegenmaßnahmen ergriffen werden, 
wird sich der Verlust von Plastik in die aquatische Umwelt bis zum Jahr 2025 auf 40-130 
Mio. t erhöhen (JAMBECK et al. 2015). 
Bis heute sind die Quellen mariner Plastikbelastung nicht eindeutig charakterisiert. Vorsich-
tige Schätzungen sprechen davon, dass 70-80 % des marinen Abfalls, zumeist Plastik, über 
große Flüsse eingetragen wird (GESAMP 2010). Weitere mögliche Quellen stellen kleinere 
Zuflüsse, Abwasserreinigungsanlagen, Strandabfall, Fischerei, Frachtschifffahrt und Häfen 
dar. Zwar sehen die wenigen bisher zur Verfügung stehenden Studien einen signifikanten 
Beitrag der Flüsse (MOORE et al. 2005), die Datendichte ist aber bisher unzureichend. 
Obwohl die Relevanz des Themas aquatischer Plastikabfall in seiner ganzen Breite (vom 
Makro- bis Mikroplastik) evident ist, fehlen bislang valide Daten über den Ist-Zustand und 
die Belastung verschiedener Ökosystem-Komponenten weitgehend. Damit stehen auch keine 
realistischen Zahlen für experimentelle Ansätze und eine Risikobewertung zur Verfügung. 
Die Verwendung unterschiedlicher Methoden von der Probenahme über die Probenaufberei-
tung bis hin zur Analytik erlauben noch keine Vergleichbarkeit der Befunde. Degradations-
zeiten und -prozesse von Kunststoffen sind weitgehend unbekannt. Aus diesen Wissensdefi-












Abb. 1: Erste Befunde von Mikroplastikpartikeln und anderen Mikromaterialien in  
Sedimenten der Bundeswasserstraßen Elbe (A), Mosel (B), Neckar (C) und Rhein (D).  
Bei den mit weißen Pfeilen markierten Mikromaterialien handelt es sich z. B. um  
Aluminiumfolie, Glaskugeln und Sand. Der weiße Skalierungsbalken entspricht 1 mm.  
(Abb. aus: WAGNER et al. 2014). 
2 Stand des gewässerregulatorischen Ordnungsrahmens in der EU  
Die Problematik Mikroplastik betrifft mehrere europäische Richtlinien. Die EU-Meeresstra-
tegie-Rahmenrichtlinie (MSRL, 2008/56/EC) nimmt das Thema in Deskriptor 10 (Marine 
Litter) auf. Zur Umsetzung der ersten vorbereitenden Schritte nach Artikel 5 Absatz 2 der 
MSRL hat Deutschland 2012 für jede Meeresregion eine Anfangsbewertung, eine Beschrei-
bung des guten Umweltzustandes und Umweltziele fertiggestellt. In Bezug auf (Plastik)Ab-
fall sollen neue Einträge bzw. bereits vorliegende Abfälle kontinuierlich reduziert werden, so 
dass Schadwirkungen für die marine Umwelt in allen Kompartimenten vermindert werden. 
Nachgewiesene schädliche Abfälle in Meeresorganismen (insbesondere von Mikroplastik) 
sollen langfristig gegen Null gehen. Weitere nachteilige ökologische Effekte wie das Verfan-
gen und Strangulieren in Abfallteilen sollen auf ein Minimum reduziert werden. Zur Errei-
chung der operativen Ziele bestehen dazu nationale und europäische Vorgaben. Im Rahmen 
der Abfallwirtschaft gehören dazu zum Beispiel die Erweiterung von Pfandsystemen, ein 
Deponierungsverbot von Kunststoffen, flächendeckende Erfassung von Verpackungen im 
Verbund mit Verwertungs- und Recyclingquoten und ein Abfallvermeidungsprogramm des 
Bundes unter Beteiligung der Länder. Ferner stehen erweiterte Techniken zur Abwasserbe-
handlung, ein Verbot der Einbringung von Abfällen auf Hoher See, Verbot des Einbringens 











Das bis 2015 fertigzustellende MSRL-Maßnahmenprogramm enthält im Entwurf darüber 
hinaus neue Maßnahmen, um das Umweltziel „Meere ohne Belastung durch Abfall“ zu errei-
chen. Dazu gehören die Verankerung des Themas Meeresmüll in Lernzielen, Lehrplänen und 
-material, die Modifikation bzw. Substitution von Produkten unter Berücksichtigung einer 
ökobilanzierten Gesamtbetrachtung, die Vermeidung des Einsatzes primärer Mikroplastikpar-
tikel, die Reduzierung der Emission und des Eintrags von Mikroplastikpartikeln, Vermeidung 
der Einträge von Kunststoffmüll in die Meeresumwelt, müllbezogene Maßnahmen im Rah-
men der Fischerei, Etablierung eines „Fishing-for-Litter“-Konzeptes und Reduzierung bereits 
vorhandenen Mülls im Meer. Inwieweit sich im Rahmen der MSRL gesetzte Bedingungen 
und zu deren nationaler Umsetzung verabredete Ziele bzw. gesetzte oder beabsichtigte Maß-
nahmen auf den Binnenbereich übertragen lassen und für diesen adäquat sind, oder ob für den 
Binnenbereich entsprechende zusätzliche oder alternative Maßnahmen zu beschließen sind, 
ist bisher nicht entschieden. 
In jedem Fall sind Quellen im Binnenbereich als signifikant für marine Kontamination anzu-
sehen. Diese Quellen sind daher zu untersuchen. Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie 
(EG-WRRL, 2000/60/EG) adressiert Mikroplastik nicht explizit, jedoch kann man Mikro-
plastik auch unter dem Begriff der „emerging contaminants“ subsummieren. Dies bedeutet, 
dass die Verpflichtung der Mitgliedsstaaten zum Monitoring anthropogener Belastungen auch 
hier greift. Dies ist vor allem deswegen wichtig, weil Mikroplastik ein Vektor für Süßwasser-
kontaminanten sein kann. Mikroplastik kann ferner verschiedene prioritäre Stoffe der EG-
WRRL enthalten, wie z. B. Di(ethylhexyl)phthalat (DEHP), Nonylphenol, Octylphenol und 
PAK.  
Verschiedene weitere Richtlinien stehen in Beziehung zu limnischem Mikroplastik, so die 
Richtlinien über Verpackungsabfall (2004/12/EC), Abfall (2008/98/EC), Abfalldeponien 
(1999/31/EC), Abwasser (91/271/EEC), Klärschlamm (86/278/EEC) und Meeresverschmut-
zung durch Schiffe (2005/35/EC). Die EU-Chemikalienrichtlinie REACH (1907/2006/EC) 
bezieht sich auch auf Plastikmonomere und Additive. In ihrem in 2013 publizierten “Green 
Paper On a European Strategy on Plastic Waste in the Environment” adressiert die EU-Kom-
mission die Thematik Mikroplastik als wichtigen Teil einer breiteren Abhandlung im Zusam-
menhang mit der Abfallgesetzgebung mit Fokus auf Minderungsstrategien an der Quelle. 
 
3 Nationaler Forschungs- und Abstimmungsbedarf 
Das Thema Kunststoffe in seinem ganzen Ausmaß betrifft ein breites Spektrum von Rechts-
bereichen vom Wasserrecht, über das Bodenschutzrecht, das Abfallrecht, Düngemittelrecht, 
Produktrecht bis hin zum Lebensmittelrecht. Vor diesem Hintergrund organisierten das Um-
weltbundeamt (UBA), die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) und das Bundesinstitut 
für Risikobewertung (BfR) im Juli 2014 ein erstes Fachgespräch der Ressortforschungsein-
richtungen zum Thema Mikroplastik. Ziele des Fachgesprächs waren (i) gegenseitige Infor-
mation zu den Aktivitäten im Bereich des Themas Mikroplastik, (ii) erste Verständigung zu 
relevanten Kategorien und Wissenslücken, zu Kompetenzen und Synergien und (iii) Erörte-
rung offener Fragen und des Forschungsbedarfs. Im Ergebnis wurde festgehalten, dass den 
Bundesressortforschungseinrichtungen zur Bewältigung ihrer Aufgaben wie wissenschaftli-










gen für Risikobewertung und Regulatorik, Daten in erheblichem Umfang fehlen, die z. T. 
durch eigene Forschung und Entwicklung zu schließen sind. Diese Kategorien betreffen Re-
levanz für Umwelt und Verbraucher, Quellen und Pfade, Wirkung, Methoden und Standards 
(s. Abb. 2). 
 
Abb. 2: Kategorien und Wissenslücken im Bereich Kunststoffe in Umweltmedien und Lebens-
mitteln mit Fokus Mikroplastik 
 
Ein weiterer Baustein im Rahmen der nationalen Abstimmung war ein vom Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung (BMBF) initiiertes Expertengespräch im Mai 2015 unter Be-
teiligung der Ressortforschungseinrichtungen UBA, BfR, BAM (Bundesanstalt für Material-
forschung und -prüfung) und BfG. Das Gespräch diente der Identifikation wesentlicher Hebel 
für die Vermeidung von Plastikeinträgen in die Umwelt sowie der Identifikation und Vernet-
zung relevanter Akteure und Ressorts. Ferner wurde für das BMBF Forschungs- und Hand-
lungsbedarf abgeleitet. Nicht zuletzt wurden Inhalte zur Mitgestaltung der internationalen 
Agenda der G7-Wissenschaftsministerkonferenz im Herbst 2015 vorbereitet.   
 
4 BfG-Forschungsprojekt zu (Mikro)Plastik in Bundeswasserstraßen  
Im Entwicklungsplan Meer, der eine Strategie für eine integrierte deutsche Meerespolitik 
beschreibt, bekennt sich das BMVI auch vor dem Hintergrund gigantischer Mengen von Plas-
tikmüll in den Ozeanen zur Mitverantwortung Deutschlands für den Lebensraum Meer als 
größtes zusammenhängendes Ökosystem der Erde, dessen biologische Vielfalt es zu schützen 
und zu erhalten gilt. Wie oben dargestellt, fordert die EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
von den Mitgliedsstaaten bereits, das Müllvorkommen in den europäischen Meeresregionen 
zu bewerten, eine entsprechende Überwachung zu etablieren und die Einträge zu regulieren, 
so dass keine schädlichen Effekte auf Meeresbewohner ausgeübt werden. Der Bedeutung der 
großen Fließgewässer in diesem Zusammenhang Rechnung tragend, werden in einem seit 












 Vorkommen von Plastik und Mikroplastik in Fließgewässern sowie Beschreibung des 
quantitativen und qualitativen Eintrags in Binnengewässer und weiterer Transport in 
Küstengewässer  
 Beschreibung des Verteilungsgleichgewichtes Sediment/Wasserphase 
 mechanistische Beschreibung des Transfers von Mikroplastik in die verschiedenen 
Wasserkompartimente  
 Klärung des ökologischen Gefährdungspotenzials von Mikroplastik in Flusseinzugs-
gebieten   
 Klärung des toxikologischen Potenzials von Mikroplastik und assoziierter Schadstof-
fe in Wasser 
 Klärung des Bioakkumulationspotenzials von Mikroplastik  
 Identifizierung der Haupteintragspfade für Mikroplastik in Binnengewässern, Unter-
suchung einiger Kläranlagenabläufe sowie Bilanzierung der Massenströme.  
 Ausmaß des Gefährdungspotenzials für Wasserlebewesen und den Menschen 
Der beabsichtige Erkenntnisgewinn soll dabei aus BfG-übergreifender Forschung der Berei-
che Qualitative und Quantitative Gewässerkunde sowie Ökologie, der Zusammenarbeit mit 
externen Auftragnehmern und der Kooperation mit verschiedenen Ressortforschungseinrich-
tungen generiert werden. 
Zur Klärung der oben genannten Punkte ergeben sich eine Reihe methodischer Defizite deren 
Behebung vorangetrieben werden soll: 
 Möglichkeiten der Bestimmung und Quantifizierung von Kunststoffen in Gewässern 
(von der Probenahme über die Entwicklung geeigneter Probenaufbereitungs- und 
Aufreinigungsverfahren bis zur makro- und mikroskopischen Beschreibung) 
 chemische Analyse von Kunststoffen in Wasser, Schwebstoff und Sediment zur Be-
schreibung der Herkunft und der Wirkung 




Das Vorkommen von Plastik in der Umwelt und die damit verbundenen Risiken entwickelten 
sich in den letzten Jahren zu einem gesellschaftlichen Schwerpunktthema mit Auswirkungen 
in verschiedenste Bereiche sozio-ökonomischer Aktivität. Als erstes gewässerregulatorisches 
Werk trägt die Europäische Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie der großen umweltpolitischen 
Bedeutung des Themas Rechnung, indem sie im Deskriptor 10 „Abfälle im Meer“ die Ver-
schmutzung der Meere mit Abfall, Plastik und Mikroplastik adressiert und Kriterien für die 
Definition des guten Umweltzustandes entwickelt. Für Binnengewässer gibt es entsprechende 
gesetzliche Vorgaben noch nicht. Ob auch hier regulatorische Maßnahmen angezeigt sind, 
kann erst nach eingehender Untersuchung von Relevanz, Quellen und Pfaden und der Wir-
kung entschieden werden. Ferner sind harmonisierte Methoden und Standards von der Pro-
benahme, über die Probenaufbereitung bis zur Analytik noch nicht verfügbar. Es resultiert 
erheblicher Forschungsbedarf. Die BfG bearbeitet daher seit Anfang 2015 in einem ressortei-
genen Forschungsprojekt zentrale umweltrelevante Fragen zur Bewertung von Mikroplastik 
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Alarmüberwachung in NRW an Rhein und Ruhr 
Belastungen schnell erkennen und informieren 







Die Untersuchungen der chemischen Qualität der Oberflächengewässer in Nordrhein-West-
falen durch das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) folgen zwei 
grundsätzlichen Konzepten: 
 Die zeitnahe Gewässerüberwachung soll schnell Auskunft geben über Stoffe, die neu 
oder in ungewöhnlich hohen Konzentrationen auftreten und – insbesondere mit Blick 
auf den vorbeugenden Trinkwasserschutz – sofortiges Handeln erfordern. 
 Langfristige Monitoringprogramme legen ihren Fokus auf die Beschreibung der Ge-
wässer in der Fläche mit Bezug zu Umweltqualitätsnormen in Regelwerken und be-
schreiben langjährige Trends. 
Beide Konzepte erfordern unterschiedliche Strukturen für Probenahme, Analytik und Be-
richterstattung. Trotzdem ergänzen sie sich gegenseitig. Deshalb werden beide Konzepte 
beschrieben, auch wenn der Schwerpunkt hier auf der zeitnahen Gewässerüberwachung liegt.  
 
2 Langfristige Monitoringprogramme  
Die Beschreibung und Bewertung des Gewässerzustandes für längerfristige Entwicklungen 
beruht aktuell auf der Umsetzung von Anforderungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) bzw. ihrer Umsetzung in deutsches Recht in der Oberflächengewässerverordnung 
(OGewV). In jährlich erstellte Untersuchungsprogramme fließen neben den Anforderungen 
aus den o. g. Regelwerken auch Untersuchungsbedarf aus anderen Bereichen ein, z. B. der 
Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) oder anderer Gewässergemein-
schaften mit Untersuchungsbedarf im öffentlichen Interesse. 
NRW hält hierfür ein Messnetz mit rund 50 Überblicksmessstellen vor, die an größeren Ge-
wässern, Mündungsbereichen und an den Landesgrenzen liegen. Diese werden 13 x jährlich 
untersucht. Hinzu kommt ein Messnetz mit über 2500 Messstellen, die geografisch verortet 











Die chemische Analytik zielt auf definierte Stoffe mit möglichst niedrigen Bestimmungs-
grenzen und genormten, national und international vergleichbaren Messverfahren. Ausgewer-
tet werden langfristige Trends, Beschreibungen zu grundsätzliche Problemstellungen und 
natürlich die Qualität der Gewässer im Abgleich zu den Umweltqualitätsnormen der WRRL 
respektive der OGewV. Die einzelnen Messergebnisse sind in der Regel nach 6 Wochen im 
Internet einsehbar, die Auswertungen mit den jeweiligen Berichtszyklen. Die meisten Mess-
werte fließen in mehr als einen Bericht oder eine Auswertung ein.  
 
 
Abb. 1: Verteilung der Überblicksmessstellen in NRW für die chemische und biologische  
Untersuchung  
 
3 Zeitnahe Gewässerüberwachung  
Die zeitnahe Gewässerüberwachung setzt dagegen an wenigen Messstellen auf eine Überwa-
chung für 24h/d und 365 d/a mit schneller Analytik und Berichterstattung. Im Fokus der zeit-
nahen Gewässerüberwachung stehen der Rhein und die Mündungen der großen Nebenflüsse. 
Neben den Rhein-Messstationen in Bad Honnef und Bimmen/Lobith an den Landesgrenzen 
von NRW, an denen sich auch separate Labore für die zeitnahe Gewässerüberwachung befin-
den, werden auch Proben aus automatischen Systemen herangezogen, um Befunde räumlich 
und zeitlich einzugrenzen und Hinweise auf Verursacher zu finden. Mit Unterstützung des 
Laborschiffes „Max Prüss“ lassen sich auch landseitig nicht erreichbare Stellen beproben; die 











Abb. 2: Schematische Darstellung der Probenahmepunkte für die zeitnahe Gewässerüberwa-
chung in NRW 
 
Die Analytik im Rahmen der zeitnahen Gewässerüberwachung unterscheidet sich konzeptio-
nell von der Analytik des Langzeitmonitorings. Grundlage sind im Wesentlichen Screening-











mäßig gefunden werden. Die Stärke der zeitnahen Überwachung liegt in der schnellen Identi-
fizierung auffälliger Konzentrationsanstiege bekannter, regelmäßig wiederkehrender Sub-
stanzen wie MTBE oder Isoproturon sowie in der Zuordnung neuer Signale mit einer Ab-
schätzung des Konzentrationsbereiches wie z. B. Isophoron oder Pyrazol. Auch ohne Kennt-
nis der genauen Konzentration oder des Stoffnamens lässt sich über die Proben aus der zeit-
nahen Gewässerüberwachung ergänzt um die Rückstellproben aus dem Langzeitmonitoring 
und ggf. auch der Abwasserüberwachung des Landes NRW die Quelle einer neuen Substanz 
eingrenzen. Hierfür werden jährlich etwa 5.000 Screenings mit SPE GC-MS aus Mischpro-
ben, 11.000 Screenings mit Purge&Trap GC-MS aus Stichproben und 6.000 LC-MS/MS 
Screenings aus Stich- und Mischproben ausgewertet. Im Aufbau befindet sich ein Screening 
mit HRLC/MS/MS, vielfach als Non Target bezeichnet, in diesem Zusammenhang aber eher 
eine messtechnische Erweiterung des analytisch erfassbaren Spektrums mit verbesserten 
Auswertemethoden. 
Mit der zeitnahen Gewässerüberwachung leistet NRW einen wesentlichen Beitrag in der Um-
setzung des Warn- und Alarmplanes Rhein (WAP) der IKSR. Die Labore des LANUV sind 
über das System Infraweb direkt mit der Meldekette in den Niederlanden verbunden. Etwa 
alle 1-2 Wochen erfolgt eine Meldung über den WAP durch die Bezirksregierung Düsseldorf 
als Meldestelle R6 im Alarmschema aufgrund der Analysen und Berichte des LANUV. Hin-
zu kommen etwa dazu doppelt so viele informative Meldungen über auffällige Messwerte 
unterhalb der Alarmschwellen, die die Ordnungsbehörden bei der Überwachung unterstützen. 
Das Messnetz erstreckt sich auch Ruhr-aufwärts, um für den Warn- und Informationsplan 
Ruhr (WIP) die gleiche Aufgabe zu erfüllen. Der WIP ist eine Vereinbarung zwischen dem 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
(MKULNV) des Landes NRW, der Arbeitsgemeinschaft der Wasserwerke an der Ruhr 
(AWWR) und dem Ruhrverband.  
 
 













Abb. 4: Öffentlicher Zugang zu den Messwerten der zeitnahen Gewässerüberwachung  
(Auszug) 
 
Die Meldungen über den WAP werden auf der Internetseite des LANUV veröffentlicht: 
http://www.lanuv.nrw.de/Umweltereignisse 
 
Die Messwerte aus der zeitnahen Gewässerüberwachung sind einsehbar unter: 
http://luadb.lds.nrw.de/LUA/hygon/pegel.php?karte=nrw_g 
 
Alle Messwerte des LANUV aus den Routine-Überwachungsprogrammen im Abwasser, 
Oberflächenwasser und Grundwasser sind einsehbar unter: 
http://www.elwasweb.nrw.de 
 
4 Zusammenfassung und Ausblick 
Die zeitnahe Gewässerüberwachung in NRW an Rhein und Ruhr ist ein effektives Tool, um 
neue und wiederkehrende Belastungen schnell zu erkennen und Überwachungsbehörden und 
Trinkwasserversorger international zu informieren. Sie dient als Basis für Sofortmaßnahmen 
und die Kontrolle der Effektivität von Maßnahmen zur Vermeidung wiederkehrender Belas-
tungen. Mit der Fortentwicklung der eingesetzten Analysetechnik erweitert sich in regelmä-
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Im Rahmen der Umsetzung der EU-Biozid Verordnung wird es in Deutschland erstmalig ein 
Zulassungsverfahren für Antifoulingbiozide und biozidhaltige Antifoulingprodukte geben, 
welche unter der Produktgruppe 21 geregelt werden. Die bisher auf dem Markt erhältlichen 
Biozide durften nur bis 2008 eingesetzt werden, es sei denn, für sie wurde in einem umfang-
reichen Dossier ein Antrag auf Zulassung gestellt. Solange eine Entscheidung über die Zulas-
sung nicht gefällt worden ist, gilt ein Bestandsschutz. Zur Abschätzung des Eintrags von An-
tifoulingbioziden in die Gewässer wurden innerhalb der EU umfangreiche Expositionsszena-
rien erstellt. Diese bedürfen aber für jedes EU-Land sowohl genauer Kenntnisse über die 
Anzahl der Boote/Schiffe in den Gewässern als auch Kenntnisse über deren regionale Vertei-
lung und die jeweiligen Hafenstrukturen. Im Gegensatz zur Berufsschifffahrt lagen solche 
Daten für den Sportbootsektor in Deutschland bisher nicht vor. Hinzu kommt, dass insbeson-
dere im Binnenland Deutschland über sehr gewässerreiche Regionen mit intensiven Wasser-
sportaktivitäten verfügt. Die bisher in den EU-Arbeitsgruppen erstellten Expositionsszenarien 
basieren aber wesentlich auf den Charakteristika von Küstenhäfen. In einem vom Umwelt-
bundesamt geförderten Projekt (UFOPLAN 2011, FKZ 3711 67 432) wurden daher zwischen 
2011 und 2014 versucht, eine fundierte Grundlage für die spezifischen Bedingungen in deut-
schen Gewässern zu erstellen (UBA 2015).  
Anhand von Luftbildauswertungen wurden insgesamt 206.279 Sportbootliegeplätze bundes-
weit gezählt, wovon 146.425 Liegeplätze (71 %) auf Süßwasserreviere, 54.079 (26 %) auf 
Brackwasser- und nur 5.775 Liegeplätze (3 %) auf Salzwasserreviere entfielen. Die Erfassung 
der Liegeplätze erfolgte unter der Annahme, dass alle Boote, die Wasserliegeplätze belegen, 
mit Antifoulingbeschichtungen beschichtet werden, welche aktuell zu 99 % biozidhaltig sind. 
Insgesamt konnten bundesweit 3.091 Sportboothäfen ermittelt werden. 80 % aller Häfen be-
finden sich im Süßwasser, während im Brackwasser 18 % und im Salzwasser nur 2 % aller 
Häfen angetroffen werden. Aus der bundesweiten Verteilung der Liegeplätze lassen sich re-
gionale Schwerpunkte im Norden sowie im Süden Deutschlands identifizieren. Die größten 
Ballungsgebiete finden sich im Großraum Berlin-Brandenburg sowie entlang der Ostseeküste 
mit ca. 40.000 bzw. 43.000 Liegeplätzen. Weitere Schwerpunkte bilden die Mecklenburger 
Seenplatte mit ca. 19.000 Liegeplätzen und die bayerischen Voralpenseen und der Bodensee 
mit zusammen 23.000 Liegeplätzen. Auf die Ballungsräume des Rhein-Ruhr-Gebiets, Ham-
burg mit Unterelbe und Elbästuar sowie der Nordseeküste mit ihren Ästuaren entfallen je-











Um zu einer verlässlicheren Abschätzung des Eintrags von Antifoulingbioziden in deutsche 
Gewässer zu gelangen und Modellierungen im Rahmen der Umsetzung der EU-Biozid-
Verordnung zu überprüfen, wurden 2013 und 2014 in 50 repräsentativen Häfen die Wasser-
konzentrationen der in Sportbootprodukten eingesetzten Antifoulingbiozide bestimmt. Für 
das Screening wurden 34 Standorte im Süßwasser, 11 im Brackwasser und 5 im Salzwasser 
nach folgenden Kriterien ausgewählt: offene und geschlossene Strukturen, mit kleinen bis 
großen Wasservolumen, mit wenigen bis vielen Liegeplätzen, strömungsreiche bis strö-
mungsarme Häfen. 
Die Wasserproben wurden auf aktuell eingesetzte und in der Beantragung befindliche Anti-
foulingwirkstoffe analytisch untersucht: 
 Abbauprodukte ETU und EU des Wirkstoffs Zineb 
 Dichlofluanid mit seinem Abbauprodukt DMSA 
 Tolylfluanid mit seinem Abbauprodukt DMST 
 DCOIT (Sea-Nine 211) mit seinem Abbauprodukten NNOA, NNOMA und NNOOA 
 Pyrithion als Summe aus Zink- und Kupferpyrithion mit seinem Abbauprodukt PSA 
 Cybutryn (Irgarol 1051) mit seinem Abbauprodukt M1 (GS26575) 
 Terbutryn (kein erlaubter AF-Wirkstoff, wird im terrestrischen Bereich als Algizid 
z. B. in Fassadenanstrichen eingesetzt) 
 Kupfer und Zink 
Die Abbauprodukte ETU und EU von Zineb, Pyrithion sowie DCOIT (Sea-Nine 211) mit 
seinen Abbauprodukten NNOA, NNOMA und NNOOA lagen in sämtlichen Proben unter 
den jeweiligen analytischen Bestimmungsgrenzen. Diese Biozide sind vornehmlich in Anti-
foulingprodukten für die professionelle Schifffahrt zu finden, aber nur vereinzelt in Sport-
bootprodukten. 
Während auch Dichlofluanid und Tolylfluanid in Konzentrationen unter der analytischen 
Bestimmungsgrenze gemessen wurden, waren die Konzentrationen ihrer Abbauprodukte 
DMSA in 70 % und DMST in 56 % aller Häfen höher als 0,01 µg/L. DMSA wurde im Salz-
wasser an 2 Standorten mit 0,031 µg/L und 0,017 µg/L nachgewiesen. Im Brackwasser wur-
den maximal 0,1 µg/L und im Süßwasser 0,28 µg/L nachgewiesen. Die Mediane lagen all-
gemein um 0,02 µg/L. DMST erreichte im Brackwasser mit 0,11 µg/L die höchste Konzent-
ration und den höchsten Median mit 0,028 µg/L. Auch im Süßwasser wurden Konzentratio-
nen bis 0,10 µg/L erreicht, der Median lag hier aber nur bei 0,022 µg/L. Die Referenzstandor-
te zu den belasteten Standorten wiesen bis auf eine Ausnahme Konzentrationen unter der 
Nachweisgrenze auf.  
Cybutryn wurde in 25 von 34 Süßwasserstandorten mit Konzentrationen >0,001 µg/L nach-
gewiesen. Der höchste Wert von 0,119 µg/L wurde in einem strömungsarmen Hafen gemes-
sen. In 12 der Häfen mit nachweisbaren Cybutryn-Gehalten wurde auch das Abbauprodukt 
M1 in Konzentrationen nachgewiesen. Hier lag die Konzentration in 5 Häfen über der von 
Cybutryn. Im Brackwasser wurde in 10 Häfen Cybutryn bis zu einer max. Konzentration von 
0,029 µg/L nachgewiesen. Der Median lag bei 0,006 µg/L. 
Im Salzwasser lagen die Konzentrationen nur wenig über der Bestimmungsgrenze mit einem 











Für den Wirkstoff Cybutryn, der im Gewässer nur sehr langsam zerfällt, wurden Wasserkon-
zentrationen ermittelt, die an einigen Standorten eine Gefährdung der Umwelt anzeigen: An 
35 von 50 Sportboothäfen lag die aktuelle Konzentration über dem Grenzwert der aktuellen 
EU-Richtlinie 2013/39/EU von 0,0025 µg/L, der als Jahresdurchschnitt dauerhaft nicht über-
schritten werden darf. An 5 Standorten lagen Konzentrationen sogar über der zulässigen 
Höchstkonzentration von 0,016 µg/L der EU-Umweltqualitätsnorm, die auch einmalig nicht 
überschritten werden darf. Die höchste Konzentration von 0,110 µg/L wurde in einem Bin-
nensportboothafen gemessen. 
 
Bei den Metallen Kupfer und Zink waren die Konzentrationen im Salzwasser am höchsten 
und nahmen über Brack- zum Süßwasser ab. Die Kupfer-Gehalte lagen in nahezu allen Häfen 
über der jeweiligen Bestimmungsgrenze. Zink wurde quantitativ in nahezu allen Salz- und 
Brackwasserstandorten nachgewiesen, aber nur in ca. 80 % der Süßwasserstandorte. Maxima 
wurden für Kupfer mit 20 µg/L im Brack- und 14 µg/L im Salz- und Süßwasser nachgewie-
sen. Die Höchstwerte für Zink lagen im Salz- und im Brackwasser um 26 µg/L und im Süß-
wasser bei bis zu 10 µg/L. Die Referenzstandorte wiesen ebenfalls Konzentrationen im Be-
reich von 2-20 µg/L für Kupfer und 2-16 µg/L für Zink auf und zeigten somit eine Vorbelas-
tung der Gewässer an.  
Legt man für Zink und Kupfer einen Effekt-Schwellenwert (PNEC: Predicted Environmental 
Effect Concentration) als sog. HC5 nach EU-Risikobewertungen von je knapp 8 µg/L zu-
grunde (ECI 2008, EU 2010), bei dem erst bei Überschreitung dieses Wertes und in Abhän-
gigkeit von pH-Wert und Wasserzusammensetzung Gefährdungen der aquatischen Umwelt 
auftreten können, so wurde dieser Wert für Kupfer an 6 und für Zink an 9 von 50 untersuch-
ten Standorten überschritten. Erhöhte Konzentrationen wurden vor allem in relativ großen 
und gut abgegrenzten Marinas gefunden und erreichten Maximalwerte von 20 µg Cu/L bzw. 
27 µg Zn/L. Die Werte beziehen sich jeweils auf die filtrierte Fraktion ohne den an Schweb-
stoff gebundenen Anteil. Es ist davon auszugehen, dass der an Schwebstoff gebundene Me-
tallanteil sedimentiert.  
Auffällig ist, dass in dieser Untersuchung Kupfer- und Zinkkonzentrationen vom Salz- über 
Brack- zum Süßwasser abnehmen, die Konzentrationen von Cybutryn, M1 und DMSA aber 
zum Süßwasser hin zunehmen. Geht man von den verfügbaren Daten über die für den deut-
schen Sportbootmarkt angebotenen Antifoulingprodukte aus (LimnoMar 2013), ist festzustel-
len, dass über 90 % der angebotenen Beschichtungen für die Anwendung im Salz- und 
Brackwasser empfohlen werden. Produkte, die ausschließlich für den Süßwasserbereich emp-
fohlen werden und entsprechend geringere Anteile an Bioziden enthalten, machen weniger 
als 10 % aus. Die gemessenen Konzentrationen geben daher einen Hinweis auf den Einsatz 
von Antifoulingprodukten im Süßwasser, die vorwiegend nur für Salz- und Brackwasser 
notwendig wären. Dieses bedeutet, dass im Einsatz der biozidhaltigen Antifoulingsysteme im 
Binnenbereich „mit Kanonen auf Spatzen“ geschossen wird, da der tatsächliche Anteil der 
Boote im Süßwasser über 70 % ausmacht, von denen möglicherweise 10-20 % abzuziehen 
sind, die in den Sommermonaten Reviere im Brack- oder Salzwasser anlaufen.  
Für die Abschätzung der Antifoulingeinträge in EU-Gewässer wurde im Rahmen der EU-
Biozid-Verordnung eine Modellierung von Häfen und Schifffahrtsrouten entwickelt, die zu-
verlässige Prognosen über die zu erwartenden Einträge liefern soll. Das Modell MAMPEC 











Daher wurde die Eignung von MAMPEC für Bedingungen in deutschen Gewässern anhand 
der Liegeplatz- und Hafendaten, sowie der in den 50 Häfen gemessenen Konzentrationen 
überprüft. Es konnte festgestellt werden, dass in Salz- und Brackwasser die modellierten 
Wasserkonzentrationen gut mit den gemessenen Konzentrationen übereinstimmten, dagegen 
im Süßwasser oftmals starke Abweichungen auftraten. Offensichtlich müsste MAMPEC für 
eine Anwendung im Süßwasser eine entsprechende Modifikation erhalten. 
Eine völlig andere Perspektive zur zuverlässigen Entlastung der Binnengewässer würde sich 
durch den Verzicht von biozidhaltigen Antifoulingprodukten ergeben. Durch den deutlich 
geringeren Bewuchsdruck in Binnengewässern stehen schon jetzt effektive biozidfreie Pro-
dukte und Bewuchsschutz-Verfahren zur Verfügung. Neben biozidfreien, aber häufig zin-
koxidhaltigen erodierenden Beschichtungen, werden Antihaftbeschichtungen auf Silikonbasis 
angeboten. Zudem wurde in zurückliegenden und zur Zeit laufenden Projekten auch die Al-
ternative der Rumpfreinigung geprüft, die in Ländern wie Schweden schon eingesetzt wird. 
LimnoMar führt daher zur Zeit das von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt geförderte 
Projekt „Reinigung von Sportbootrümpfen in Modellregionen“ durch (www.limnomar.de). 
Zugleich ist LimnoMar an dem EU-Projekt CHANGE beteiligt, in dem alternative Bewuchs-
schutzverfahren unter Prüfung der Reduktion von Biozidgehalten in der westlichen Ostsee 
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